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Einführungsgesetz
zum Gesetz über das Verfahren in Strafsachen in der Deutschen Demokratischen Republik

(Strafprozeßordnung).
Vom 2. Oktober 1952

§ 1
' (1) Die Strafprozeßordnung tritt gleichzeitig mit 

dem Gerichtsverfassungsgesetz am 15. Oktober 1952 
in Kraft.

(2) Am gleichen Tage tritt die Strafprozeßordnung 
vom 1. Februar 1877 mit allen ihren Änderungen 
und Ergänzungen außer Kraft. § 153 der Straf­
prozeßordnung Vom 1. Februar 1877 ist bis zum Er­
laß eines neuen Strafgesetzbuches weiter anzu­
wenden. „ _

§ 2
Die Strafprozeßordnung findet Anwendung auf 

alle Strafsachen, die nach den Vorschriften des Ge­
richtsverfassungsgesetzes vom 2. Oktober 1952 (GBl. 
S. 983) vor die Gerichte der Deutschen Demokra­
tischen Republik gehören.

§ 3
(1) Auf das Strafverfahren gegen Jugendliche 

finden die Vorschriften der Strafprozeßordnung in 
Verbindung mit den besonderen Bestimmungen 
des Jugendgerichtsgesetzes vom 23. Mai 1952 (GBl. 
S. 411) Anwendung.

(2) Die Einstellung des Verfahrens durch das Ju­
gendgericht (§ 40 des Jugendgerichtsgesetzes) bedarf 
nicht der Zustimmung des Staatsanwalts.

(3) § 50 Abs. 2 des Jugendgerichtsgesetzes wird 
aufgehoben.

9 4
(1) Soweit in der Strafprozeßordnung der Begriff 

„Verbrechen“ verwendet wird, sind darunter auch 
die in § 1 Abs. 2 des Strafgesetzbuches bezeichneten 
Handlungen (Vergehen) zu verstehen.

(2) Soweit in der Strafprozeßordnung der Begriff 
„Freiheitsentziehung“ verwendet wird, sind dar­
unter die in den §§ 14, 16 und 18 des Strafgesetz­

buches bezeichneten Freiheitsstrafen (Zuchthaus, 
Gefängnis, Haft) zu verstehen.

§ 5
Bis zum Erlaß eines neuen Strafgesetzbuches ist 

anstelle der in § 328 der Strafprozeßordnung vor­
gesehenen Besserungsarbeit bis zu drei Wochen auf 
Haft bis zu sechs Wochen zu erkennen.

§ 6
(1) Bis zum Erlaß einer anderweitigen Anordnung 

des Ministers der Justiz kann zugelassenen Rechts­
beiständen durch Gerichtsbeschluß das Auftreten 
als Verteidiger in Strafsachen vor den Kreis­
gerichten gestattet werden.

(2) Soweit Rechtsbeistände als Verteidiger zuge­
lassen werden, steht ihnen das in § 47 Abs. 1 Ziff. 2 
der Strafprozeßordnung festgelegte Recht der Aus­
sageverweigerung zu.

§ 7
(1) Die Bestimmungen der Strafprozeßordnung 

finden auf die zur Zeit des Inkrafttretens anhängi­
gen Strafverfahren Anwendung.

(2) Über eine anhängige Revision wird nach den 
bisherigen Verfahrensbestimmungen entschieden.

(3) Sind in den anhängigen Verfahren die durch 
die Strafprozeßordnung vorgeschriebenen Formen 
und Fristen nicht beachtet worden, scr ist Befreiung 
von den nachteiligen Folgen der Versäumung zu ge­
währen.

§ 8
Weitere Überleitungs- und Durchführungsbestim­

mungen zur Strafprozeßordnung erläßt das Mini­
sterium der Justiz.

Berlin, den 2. Oktober 1952

Das vorstehende, vom Präsidenten der Volkskammer unter dem dritten Oktober neunzehnhundert­
zweiundfünfzig ausgefertigte Gesetz wird hiermit verkündet.

Berlin, den sechsten Oktober neunzehnhundertzweiundfünfzig.
Der Präsident 

der Deutschen Demokratischen Republik
W. P i e c k


